
S a t z u n ·g 

zur Änd e rung d e s Be bauungsplanes "N e ubrunn e n s chl a g" 

Auf Grund der§§ 1, 2 und 8 - 10 des Bunde sb a ug e setz e s vom 23.6.1960 

( BGBl. I S. 341) in der Ve rbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für 

Baden - Württemberg i.d . F. vom 22.12. 1975 (Ges.Bl. 1976 S. 1 ) ha t der 

Gemeinderat am 01. April 1977 die Änderung des Bebauungsplanes 

"N e ubrunnenschlag" der früheren Ge meinde Reichenbach, der am 

28. Dezemb e r 1967 in Kraft getret e n ist, als Satzung b e schloss e n, 

§ 1 

Gegenstand der Änderung 

Die zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes bezüglich der 

Garagenflächen werden aufgehoben. 

Neue Garagenflächen werden nicht ausgewi e sen. 

Für die Erstellung von Garagen gelten in Zukunft die Vorschriften 

der Land e sbauordnung. 

Vor den Gar a gen ist ein Stauraum von 5 m auf dem Grun dstück vorzu-

seh e n. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Waldbronn, den 01. April 1977 . 
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BegrUndung 

zur Änderung des Bebauungsplanes "Neubrunnenschlag" 

In den zeichnerischen Festsetzung des Bebauungsplanes "Neu-

brunnenschlag" sind die Flächen zur Erstellung von Garagen 

zwingend ausgewiesen. 

Der aus dem Jahre 1967 stammende Bebauungsplan sieht für je-

des BaugrundstUck einen Garagenplatz vor. 

Es hat sich in der Zwischenzeit gezeigt, daß diese Ausweisung 

nicht mehr den heutlgen Anforderungen entspricht. 

Bereits der Garagenerlaß aus dem Jahre 1973 sieht bei Wohn-

gebäuden 1 - 2 Stellplätze je Wohnung vor. 

Es kann festgestellt werden, daß vielfach Familien tiber einen 

Zweitwagen vertilgen. 

Damit die Grundstückseigentümer die Möglichkeit erhalten, 

weitere Garagen oder Stellplätze auf ihrem Grundstilck zu er-

richten ist es unbedingt erforderlich, den Bebauungsplan ent-

sprechend zu ändern. 

Auch im öffentlichen Interesse muß eine solche Änderung vor-

genommen werden, da man unbedingt versuchen sollte, abgestell-

te Fahrzeuge weitgehendst von den öffentlichen Verkehasflächen 

fernzuhalten. 
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